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Stellungnahme Teilrevision des Polizeigesetzes 

 

Sehr geehrte Frau Regierungsrätin Schweizer 

Sehr geehrter Herr Steinemann 

Sehr geehrte Frau Getzmann Wüst 

 

Vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme, an welcher wir gerne teilnehmen. 

Vorab etwas Grundsätzliches: Aus unserer Sicht gibt es keine hundertprozentige Sicherheit. Selbst eine 

totale Überwachung würde das nicht erreichen. Eingriffe in die Privatsphäre (Art. 13 BV) sind deshalb kri-

tisch und vorsichtig zu beurteilen. 

Wir begrüssen deshalb die Anpassung der Fahrzeugfahndung und Verkehrsüberwachung gemäss den 

Bundesgerichtsentscheiden (BGE 146|11, BGE 149|218, BGE 151|137), dass Verwendungszweck, Umfang 

der Datenerhebung, Aufbewahrung und Löschung der Daten klar geregelt und beschränkt werden, sowie 

die Anordnungsbefugnis und der Datenabgleich klar definiert werden, insbesondere die Beschränkung auf 

die Erfassung von Kontrollschildern.  

Betreffend präventiver verdeckter Ermittlung: Die weit verbreitete organisierte Kriminalität (Menschen- und 

Drogenhandel, gewerbsmässige Kinderpornografie und illegales Glücksspiel) stellt eine Gefahr für die Ge-

sellschaft dar und hält sich nicht an Gesetze und Grundrechte. Die in der Totalrevision vorgesehene Ermög-

lichung der präventiven verdeckten Ermittlung zur Stärkung der Polizeiarbeit ist daher nachvollziehbar und 

können wir uns grundsätzlich vorstellen. Da dann noch kein konkreter Tatverdacht vorliegt, ist eine gewis-

senhafte Abwägung notwendig. Deshalb ist es zu begrüssen, dass die Genehmigung durch das Zwangs-

massnahmengericht vorher zu erfolgen hat (und nicht erst nachträglich wie in Art. 289 StPO auf Bundes-

ebene).  Aber wenn man immer mehr Aufgaben dem Zwangsmassnahmengericht überträgt, dann müssen 

mehr personelle Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. 

Kritisch ist bei der Begründung der Genehmigung, wann denn genau eine verdeckte Ermittlung im konkre-

ten Fall verhältnismässig ist. Auf welcher Grundlage wird entschieden, wann etwas verhältnismässig ist und 

wann nicht? 
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Ausserdem ist gemäss §37 ein Verzicht auf Mitteilung vom Zwangsmassnahmengericht zu genehmigen, in 

§37b hingegen steht zweimal, dass auf die Mitteilung nicht verzichtet werden kann, das widerspricht sich. 

Betreffend dem Betreten privater Grundstücke und Wohnungen ohne Einwilligung: Da dies ein massiver 

Eingriff in die Grundrechte ist, stellt sich die Frage, wie sichergestellt wird, dass die Polizei vor Ort die Ver-

hältnismässigkeit wahren kann. Das Gericht kann das im Vorfeld wohl nur schwerlich beurteilen, da es um 

spontane Entscheide vor Ort geht. Man könnte jeweils als Vorwand angeben, man habe vermutet, es sei 

eine gesuchte Person darauf versteckt. Mindestens eine Protokollierung des Vorgehens soll gefordert wer-

den. 

Betreffend der Übertragung von polizeilichen Kompetenzen für Private: Gemäss § 52bis soll dazu auch 

polizeilicher Zwang gehören. Es ist zwar beschränkt auf vorgesehene Hilfsmittel wie Schlagstöcke, Hunde 

oder Pfeffersprays, trotzdem ist dies eine Ausweitung des polizeilichen Gewaltmonopols. Das lehnt die EVP 

ab. Wenn für die Polizei Ressourcen fehlen, sollten zusätzliche Stellen geschaffen werden. Gewisse Aufga-

ben könnten aber beispielsweise an Sicherheitsassistentinnen und -assistenten o.ä. übertragen werden. 

Das Gewaltmonopol soll beim Staat bleiben und nicht an Private abgegeben werden. Bei §47a Absatz 1 

stellt sich zusätzlich die Frage, weshalb es auch auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinden aus-

geweitet werden soll. 

Die EVP ist einverstanden mit der Änderung betreffend Fahrzeugfahndung und Verkehrsüberwachung. Sie 

kann sich die Ausweitung der präventiven verdeckten Ermittlung grundsätzlich vorstellen, warnt aber auf 

die zusätzliche Belastung des Zwangsmassnahmegerichts hin. 

Die EVP sieht die Änderung zum Betreten privater Grundstück und Wohnungen als kritisch an. Sie lehnt die 

Übertragung der polizeilichen Kompetenzen an Private ab. 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


